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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1998 Ausgegeben am 18. August 1998 Teil I

132. Bundesgesetz: Änderung des Schulorganisationsgesetzes
(NR: GP XX RV 1277 AB 1292 S. 135. BR: AB 5748 S. 643.)

132. Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 20/1998, wird wie folgt geändert:

1. § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Volksschule hat in der Vorschulstufe jene Kinder, die in dem betreffenden Kalenderjahr
schulpflichtig geworden sind, jedoch noch nicht die Schulreife besitzen, und ebenso jene Kinder, deren
vorzeitige Aufnahme in die 1. Schulstufe widerrufen wurde, im Hinblick auf die für die 1. Schulstufe
erforderliche Schulreife zu fördern, wobei die soziale Integration behinderter Kinder zu berücksichtigen
ist.“

2. Im § 9 Abs. 2 entfällt der Klammerausdruck „(Grundschule)“.

3. § 10 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Im Lehrplan (§ 6) der Grundstufe I sind für Kinder, die die Vorschulstufe besuchen, als verbind-
liche Übungen vorzusehen: Religion, Sprache und Sprechen, Vorbereitung auf Lesen und Schreiben,
mathematische Früherziehung, Sachbegegnung, Verkehrserziehung, Bildnerisches Gestalten, Singen und
Musizieren, Rhythmisch-musikalische Erziehung, Spiel, Werkerziehung, Leibesübungen.

(2) Im Lehrplan (§ 6) der 1. bis 4. Schulstufe sind vorzusehen:
a) als Pflichtgegenstände: Religion, Lesen, Schreiben, Deutsch, Sachunterricht, Mathematik, Musik-

erziehung, Bildnerische Erziehung, Technisches Werken, Textiles Werken, Leibesübungen;
b) als verbindliche Übungen: Verkehrserziehung und eine lebende Fremdsprache; für Schüler, die

für den zweisprachigen Unterricht an Volksschulen für sprachliche Minderheiten angemeldet
sind, ist eine lebende Fremdsprache als unverbindliche Übung vorzusehen.“

4. (Grundsatzbestimmung) § 11 samt Überschrift lautet:

„Aufbau der Volksschule

§ 11. (1) Die Volksschule umfaßt
1. jedenfalls die Grundschule, bestehend aus

a) der Grundstufe I und
b) der Grundstufe II, sowie

2. bei Bedarf die Oberstufe.

(2) Die Grundstufe I umfaßt bei Bedarf die Vorschulstufe und jedenfalls die 1. und 2. Schulstufe.

(3) Die Grundstufe II umfaßt die 3. und 4. Schulstufe.

(4) Die Oberstufe umfaßt die 5. bis 8. Schulstufe.

(5) Soweit es die Schülerzahl zuläßt, hat den Schulstufen (ausgenommen bei gemeinsamer Führung
in der Grundstufe I) jeweils eine Klasse zu entsprechen. Bei zu geringer Schülerzahl können mehrere
Schulstufen in einer Klasse zusammengefaßt werden. Solche Klassen sind in Abteilungen zu gliedern,
wobei eine Abteilung eine oder mehrere – in der Regel aufeinanderfolgende – Schulstufen zu umfassen
hat.
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(6) Zur Ermöglichung des zeitweisen gemeinsamen Unterrichtes von nicht behinderten Kindern und
Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf können zeitweise Volksschulklassen und Sonderschul-
klassen gemeinsam geführt werden.

(7) Volksschulen können als ganztägige Volksschulen geführt werden.“

5. (Grundsatzbestimmung) § 12 samt Überschrift lautet:

„Organisationsformen der Volksschule
§ 12. (1) Volksschulen sind
1. nur mit der Grundschule oder
2. mit Grundschule und Oberstufe

zu führen.
(2) Die Grundschule ist in der Grundstufe I
1. mit einem getrennten Angebot von Vorschulstufe (bei Bedarf) sowie 1. und 2. Schulstufe oder
2. mit einem gemeinsamen Angebot von Schulstufen der Grundstufe I

zu führen.
(3) Über die Organisationsform gemäß Abs. 1 und 2 entscheidet nach den örtlichen Gegebenheiten

die nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde nach Anhörung des Schulforums, des Schulerhalters
und des Bezirksschulrates (Kollegium).“

6. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 1 lautet:
„(1) Der Unterricht in jeder Volksschulklasse ist – abgesehen von einzelnen Unterrichtsgegenständen

und einzelnen Unterrichtsstunden – durch einen Klassenlehrer zu erteilen. Für noch nicht schulreife
Kinder (bei gemeinsamer Führung von Schulstufen der Grundstufe I), für Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf sowie für Kinder mit nicht deutscher Muttersprache, welche die Unterrichtssprache
nicht ausreichend beherrschen, kann ein entsprechend ausgebildeter Lehrer zusätzlich eingesetzt werden.“

7. (Grundsatzbestimmung) § 14 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Zahl der Schüler in einer Vorschulklasse darf 10 nicht unterschreiten und 20 nicht über-
schreiten.“

8. (Grundsatzbestimmung) § 24 samt Überschrift lautet:

„Aufbau der Sonderschule
§ 24. (1) Die Sonderschule umfaßt acht, im Falle der Einbeziehung der Polytechnischen Schule oder

eines Berufsvorbereitungsjahres neun Schulstufen.

(2) Die Einteilung der Klassen richtet sich nach dem Alter und der Bildungsfähigkeit der Schüler. In
den Unterrichtsgegenständen Deutsch und Mathematik ist die Teilnahme am Unterricht der nächst-
niedrigeren oder nächsthöheren Schulstufe zu ermöglichen, wenn dadurch der individuellen Lernsituation
der Schüler besser entsprochen werden kann.

(3) Für Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der Volksschule, der Hauptschule oder der Polytech-
nischen Schule geführt werden, finden die §§ 11, 18 und 30 insoweit Anwendung, als dies die Aufgabe
der Sonderschule zuläßt.

(4) Sonderschulen können als ganztägige Sonderschulen geführt werden.“

9. (Grundsatzbestimmung) Im § 25 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:

„Auf Sonderschulen, die nach dem Lehrplan der Volksschule geführt werden, findet § 12 Abs. 2 und 3
Anwendung.“

10. (Grundsatzbestimmung) § 27 Abs. 4 letzter Satz entfällt.

11. § 40 Abs. 3 erster Satz lautet:

„Schüler der Hauptschule, deren Jahreszeugnis für die 4. Klasse in den leistungsdifferenzierten Pflicht-
gegenständen in der höchsten Leistungsgruppe eine positive Beurteilung oder in der mittleren Leistungs-
gruppe keine schlechtere Beurteilung als „Gut“ und in den übrigen Pflichtgegenständen eine Beurteilung
aufweist, die nicht schlechter als „Befriedigend“ ist, sind berechtigt, am Beginn des folgenden Schuljahres
in die 5. Klasse einer allgemeinbildenden höheren Schule überzutreten; die Beurteilung eines leistungs-
differenzierten Pflichtgegenstandes in der mittleren Leistungsgruppe mit „Befriedigend“ steht der
Aufnahme nicht entgegen, sofern die Klassenkonferenz feststellt, daß der Schüler auf Grund seiner
sonstigen Leistungen mit großer Wahrscheinlichkeit den Anforderungen der Oberstufe der allgemein-
bildenden höheren Schule genügen wird.“

12. (Grundsatzbestimmung) Im § 48 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 11 Abs. 2“ durch die Zitierung „§ 11
Abs. 5“ ersetzt.
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13. Im § 59 Abs. 1 entfällt die Wendung „und Meisterklassen“.

14. § 68 Abs. 1 lautet:

„(1) Voraussetzung für die Aufnahme in eine berufsbildende höhere Schule ist
1. der erfolgreiche Abschluß der 4. Klasse der Hauptschule, wobei das Jahreszeugnis für diese

Klasse in den leistungsdifferenzierten Pflichtgegenständen in der höchsten Leistungsgruppe eine
positive Beurteilung oder in der mittleren Leistungsgruppe keine schlechtere Beurteilung als
„Gut“ enthält; die Beurteilung eines leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstandes in der mittleren
Leistungsgruppe mit „Befriedigend“ steht der Aufnahme nicht entgegen, sofern die Klassen-
konferenz feststellt, daß der Schüler auf Grund seiner sonstigen Leistungen mit großer Wahr-
scheinlichkeit den Anforderungen der berufsbildenden höheren Schule genügen wird, oder

2. der erfolgreiche Abschluß der Polytechnischen Schule auf der 9. Schulstufe oder
3. der erfolgreiche Abschluß der vierten oder einer höheren Klasse der allgemeinbildenden höheren

Schule.
Aufnahmsbewerber mit dem erfolgreichen Abschluß der 4. Klasse der Hauptschule, die die vorstehenden
Voraussetzungen in den leistungsdifferenzierten Pflichtgegenständen nicht erfüllen, haben aus jenen
Pflichtgegenständen, in denen die Aufnahmsvoraussetzungen nicht erfüllt werden, eine Aufnahmsprüfung
abzulegen. Aufnahmsbewerber mit dem erfolgreichen Abschluß der 8. Stufe der Volksschule haben in
Deutsch, Mathematik und Lebender Fremdsprache eine Aufnahmsprüfung abzulegen. Eine Aufnahms-
prüfung entfällt bei den Sonderformen für Berufstätige, Kollegs und Aufbaulehrgängen.“

15. § 129 lautet:

„§ 129. Sofern organisatorische Schwierigkeiten einer Unterrichtserteilung in der verbindlichen
Übung Lebende Fremdsprache in der 1. und 2. Schulstufe an einzelnen Volksschulen entgegenstehen, hat
der Landesschulrat durch Verordnung festzulegen, daß § 10 Abs. 2 lit. b in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1998 abweichend von § 131 Abs. 14 Z 1 statt mit 1. September 1998 zu
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch mit 1. September 2003 in Kraft tritt.“

16. Dem § 131 wird folgender Abs. 14 angefügt:

„(14) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 132/1998 treten wie folgt in Kraft:

1. § 10 Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 59 Abs. 1, § 68 Abs. 1, § 129, § 131b Abs. 1 und 3, § 131c Abs. 1 und
3 sowie der Entfall des § 131e samt Überschrift treten mit 1. September 1998 in Kraft;

2. § 9 Abs. 1 und 2 sowie § 10 Abs. 1 treten mit 1. September 1999 in Kraft;
3. die Grundsatzbestimmungen des § 11 samt Überschrift, § 12 samt Überschrift, § 13 Abs. 1, § 14

Abs. 2, § 24 samt Überschrift, § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 4 sowie § 48 Abs. 2 treten gegenüber den
Ländern mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; die Ausfüh-
rungsbestimmungen zu § 11 samt Überschrift, § 12 samt Überschrift, § 13 Abs. 1, § 14 Abs. 2,
§ 25 Abs. 1, § 27 Abs. 4 sowie § 48 Abs. 2 sind mit 1. September 1999 in Kraft zu setzen, jene zu
§ 24 samt Überschrift ist mit 1. September 2001 in Kraft zu setzen.“

17. § 131b Abs. 1 lautet:

„(1) An Hauptschulen sind bis zum Ende des Schuljahres 2002/03 Formen der Differenzierung im
Hinblick auf die Leistungsfähigkeit der Schüler zu erproben, die gegenüber der Leistungsdifferenzierung
an den Hauptschulen gemäß den §§ 16 ff. in flexiblerer Form gestaltet werden.“

18. § 131b Abs. 3 lautet:

„(3) Für die Durchführung dieser Schulversuche, auch wenn sie die innere Ordnung der betreffenden
Hauptschulen betreffen, gilt § 7 mit der Maßgabe, daß derartige Schulversuche 15% der Anzahl der
Klassen an öffentlichen Hauptschulen im Bundesgebiet nicht übersteigen dürfen; gleiches gilt sinngemäß
für private Hauptschulen mit Öffentlichkeitsrecht.“

19. Im § 131c Abs. 1 wird die Wendung „1997/98“ durch die Wendung „1998/99“ ersetzt.

20. § 131c Abs. 3 lautet:

„(3) Für die Durchführung dieser Schulversuche, auch wenn sie die innere Ordnung der betreffenden
Volksschulen betreffen, findet § 7 Abs. 1 bis 6 Anwendung.“

21. § 131e samt Überschrift entfällt.
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